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I. Begründung gemäß § 9 Abs. 8 BauGB
zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan
"Anton-Günther-Straße / B 32, 1. Änderung"

1. Allgemein

Die Firma Frankonia Sigmaringen GmbH hat einen Antrag an die Stadt Sigmaringen

zur Änderung des Bebauungsplans im Geltungsbereich des Vorhaben- und

Erschließungsplans eingereicht. Das Änderungskonzept wurde in enger Abstimmung

zusammen mit der Stadt Sigmaringen und dem Projektträger erarbeitet.

Der Projektträger beabsichtigt auf einer derzeit gewerblich genutzten Fläche ein

Seniorenzentrum, bestehend aus Pflegeheim und vier Gebäuden für betreutes

Wohnen zu schaffen. Zusätzlich ist ein Gebäude für öffentlich gefördertes Wohnen

geplant, um dem Bedarf an bezahlbarem Wohnraum entgegenzukommen. Beides

zusammen stellt eine Maßnahme zur Stadtsanierung und Innenentwicklung dar und

bietet bedarfsorientiert Wohnmöglichkeiten an einem innenstadtnah gelegenen Ort,

von dem aus gleichzeitig außerstädtische Grünräume sowie das Donauufer schnell

erreichbar sind.

2. Abgrenzung und Beschreibung des Gebietes

2.1 Abgrenzung

Der Geltungsbereich des Vorhaben- und Erschließungsplans „Anton-Günther-Straße /

B 32, 1. Änderung“ liegt zwischen Binger Straße/L 277 und Anton-Günther-Straße und

umfasst eine Fläche von ca. 1,3 ha. Zwischen dem Geltungsbereich und der B 32 im

Westen befindet sich eine Tankstelle.
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2.2 Beschreibung

Der Geltungsbereich ist im vorhabenbezogenen Bebauungsplan 01-173.1 vom

30.09.2021 dargestellt. Auf den Flurstücken 1804/34 und 1804/49 befindet sich eine

Maschinenbaufabrik. Das Flurstück 1804/55 ist größtenteils bituminös befestigt und

wird als Parkplatz benutzt. Die Nordostseite des Geltungsbereichs besteht aus

Grünflächen mit Gehölzen. Oberhalb einer Einschnittsböschung auf den Flstn.

Nr. 1804/49 und 1804/55 haben sich Reste einer alten Feldhecke erhalten. Diese

Gehölze sind nicht gesetzlich geschützt.

3. Örtliche Planungen

3.1 Flächennutzungsplan

Der rechtskräftige Flächennutzungsplan (FNP) des Verwaltungsverbands Sigmaringen

vom 14.02.2005 stellt an dieser Stelle eine gewerbliche Baufläche dar.

3.2 Angrenzende Bebauungspläne

Der Geltungsbereich liegt innerhalb des im Jahr 2007 festgesetzten Bebauungsplans

„Anton-Günther-Straße/B32“. Nordöstlich angrenzend und teilweise mit dem

Geltungsbereich überlappend befindet sich der Bebauungsplan „Riedbaum,

Änderungsfassung mit Rechtskraft vom 04.02.1982“.
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Umgebungsplan mit angrenzenden Bebauungsplänen

4. Geltendes Recht und Verfahren

Als Bebauungsplan der Innenentwicklung wird das beschleunigte Verfahren nach
§ 13a BauGB angewandt. Folgende Voraussetzungen für die Anwendbarkeit des

beschleunigten Verfahrens sind gegeben:

- Der Geltungsbereich liegt innerhalb eines bestehenden Siedlungsbereichs.

- Der Plan dient der Wiedernutzbarmachung eines nicht mehr entwickelbaren

Gewerbestandorts.

- Die zulässige Grundfläche liegt mit der Gesamtfläche des Geltungsbereichs

(13.100 m²) deutlich unterhalb der zulässigen Höchstgrenze von 20.000 m² (§ 13a

BauGB).

- Aufgrund dieses Bebauungsplans werden keine der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB

genannten Schutzgüter (FFH- und Vogelschutzgebiete) beeinträchtigt.
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- Es bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass bei der Planung Pflichten zur

Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50

Satz 1 des BImSchG zu beachten sind (§ 13a Abs. 1 Satz 5 BauGB).

Dementsprechend vereinfacht sich das Verfahren um folgende Punkte:

- Keine Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB erforderlich

- Die frühzeitige Bürger- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1

BauGB entfällt

- Die Ausgleichsverpflichtung nach § 1a Abs. 3 BauGB entfällt.

- Auf die Angaben, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind

(nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB) wird verzichtet.

- Keine zusammenfassende Erklärung gem. § 10 Abs. 4 BauGB

- Kein Monitoring gem. § 4c BauGB

Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG werden durch diesen Bebauungsplan nicht

ausgelöst. Um dies zu gewährleisten, sind auf der Basis von Untersuchungen zu

einzelnen Artengruppen (Anlage 9 bis 12) Vermeidungs- und Ersatzmaßnahmen

festgesetzt.

5. Ziel und Zweck des Bebauungsplanes

Es wird ein Wohnquartier geschaffen, das den städtebaulichen Maßstab der

Umgebungsbebauung aufgreift, aber auch eine eigene Identität und Maßstab bildet.

Es entsteht ein baulich eigenständiges Quartier.

Das Bebauungskonzept dient dem Ziel, bedarfsgerechten Wohnraum zu schaffen und

der älter werdenden Bevölkerung angemessene Wohnstätten anzubieten.
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Mit der Aufstellung/Änderung des Bebauungsplans nach § 13a BauGB sollen für

seinen Geltungsbereich die planungsrechtlichen Festsetzungen für eine

Wohnbebauung im beschleunigten Verfahren getroffen werden.

Ergänzend werden örtliche Bauvorschriften erlassen.

Auf dem Areal sind fünf einzelne Wohngebäude und ein Pflegeheim platziert. Die vier

westlich des Pflegeheims angeordneten Einzelhäuser, die betreute Wohnungen

beinhalten, umrahmen einen identitätsstiftenden Quartiersplatz. Die Häuser sind

dreigeschossig mit Flachdach. Die zwei westlichen Wohnhäuser sowie das Pflegeheim

haben ein zusätzliches Staffelgeschoss.

Der dreigeschossige nördliche Teil des Pflegeheims ist mit der Gebäudehöhe so

angelegt, dass die Ausblicke der am Hang gelegenen Nachbarbebauung nicht verstellt

werden. Der viergeschossige Teil entspricht der Gebäudehöhe des bestehenden

Bürogebäudes. Ergänzt wird das Ensemble durch den Baukörper im Osten, welcher

mit Mitteln der sozialen Wohnraumförderung unterstützt wird. Das architektonische

Konzept wird bei diesem geplanten Gebäude fortgesetzt, um ein baugestalterisch

zusammenhängendes Quartier zu bilden.

Erschlossen wird das Areal nahezu ausschließlich von der Anton-Günther-Straße. Das

betrifft sowohl den PKW, Fußgänger- und Fahrrad-, als auch den Anlieferverkehr. Eine

Stellplatzanlage in unmittelbarer Nähe der Tankstelle deckt den größten Teil des

Stellplatzbedarfes für das Seniorenwohnen. Weitere Stellplätze sind auf dem Areal

angeordnet. Die Stellplätze für das geförderte Wohnen befinden sich zwischen

Pflegeheim und dem Wohngebäude.

Die einzeln stehenden Häuser werden fußläufig über den Quartiersplatz erschlossen,

das Pflegeheim über einen zentralen Eingang in der Mitte des Gebäudes.
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6. Planinhalt und Festsetzungen

6.1 Art der baulichen Nutzung

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans ist ein allgemeines Wohngebiet vorgesehen,

um vorrangig Wohnen, aber auch andere wohngebietsverträgliche Nutzungen zu

ermöglichen.

Das Wohngebiet gliedert sich in folgende 3 Wohnformen:

Im Westen ist betreutes Wohnen für Senioren und andere vergleichbar

betreuungsbedürftige Personen in 4 Gebäuden vorgesehen. Sollte sich der zukünftige

Bedarf an Wohnraum ändern, sind als Ausnahme Wohnungen ohne

Betreuungsanspruch in bis zu 50 % der Wohneinheiten erlaubt, vorausgesetzt, der

Stellplatznachweis gemäß örtliche Bauvorschriften 2.1 „gefördertes Wohnen“ wird

eingehalten.

In der Mitte entsteht ein Pflegeheim mit Versorgungs- und Pflegetrakt.

Im Osten wird ein öffentlich gefördertes Gebäude mit mietpreisgebundenen

Wohnungen für Haushalte mit Wohnberechtigungsschein erstellt. Von drei

Vollgeschossen sind mindestens 2 Geschosse für diese Sozialwohnungen

vorgesehen, was einem Anteil von 14 von 21 Wohneinheiten entspricht. Hier gilt der

Stellplatznachweis gemäß örtliche Bauvorschriften „gefördertes Wohnen“.

6.2 Maß der baulichen Nutzung

Mit dem gewählten Maß der baulichen Nutzung von Grundflächenzahl (GRZ1) = 0,4

und Geschossflächenzahl = 1,2 wird der bereits in der Umgebung bestehenden

Bebauung, sowie den in § 17 BauNVO gesetzten Obergrenzen entsprochen. Die

Erhöhung der Grundflächenzahl (GRZ2) auf 0,7 liegt über der in §19 Abs. 4 BauNVO

angegebenen Obergrenze. Durch die barrierefreie Außenanlage und die Anlage der

erforderlichen Stellplätze im Außenbereich werden zusätzliche Flächen in Anspruch

genommen.
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Durch Gründächer, wasserdurchlässige Beläge und Baumpflanzungen entstehen

gesunde Wohnverhältnisse und nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt werden auf

ein Minimum reduziert.

Die Begrenzung der Dachhöhe und die Zahl der Vollgeschosse orientiert sich teils am

Gebäudebestand der Gewerbeanlage, teils an der Umgebungsbebauung und stellen

eine mäßige Erhöhung dar.

6.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche

Um die Umsetzung des Vorhabens zu gewährleisten werden Baugrenzen

entsprechend der geplanten Baukörper individuell festgesetzt.

Die Festlegung der Baugrenzen erlaubt die Umsetzung des städtebaulichen Konzepts

in Bezug auf die Lage der Gebäude.

6.4 Nicht überbaubare Grundstücksfläche

Laut § 22 Straßengesetz Baden-Württemberg besteht an Landstraßen ein

Anbauverbot für Hochbauten und bauliche Anlagen in einem Abstand von 20 m. In

Anlehnung an die Nachbarbebauung kann der Mindestabstand auf 12 m reduziert

werden.

Sichtdreiecke dienen wartepflichtigen Fahrern dazu, die bevorrechtigten

Kraftfahrzeuge oder nicht motorisierte Verkehrsteilnehmer besser zu erkennen.

6.5 Anpflanzungen von Bäumen

Die Neupflanzungen ergänzen die Durchgrünung des neuen Quartiers, mit dem Ziel

einen gut gestalteten Charakter und Aufenthaltsräume mit Qualität zu schaffen. Die

Standorte für die Neupflanzungen werden über den Vorhaben- und

Erschließungsplan definiert.

6.6 Höhenlage baulicher Anlagen

Die Erdgeschossrohfußbodenhöhe (EFH) dient der Vermeidung von übermäßigen

Auffüllungen und Abgrabungen und einer optimalen Anpassung an die angrenzenden

Verkehrsflächen sowie als Bezugshöhe für die maximal zulässigen Gebäudehöhen.
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6.7 Maßnahmen zur Reduzierung des Vogelschlags

Gemäß dem Leitfaden der Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten (LAG

VSW) besteht bei Nord- und Ostfassaden ab Fensterflächen von ca. 2 x 2 m

(Rohbaumaße) ein erhöhtes Risiko für Vogelschlag, so dass Maßnahmen

notwendig werden. Dies bedingt sich vor allem durch die nah am Gebäude

stehenden Gehölze und dem hohen Anteil an frei sichtbaren Glasflächen.

7. Örtliche Bauvorschriften

7.1 Für eine städtebaulich integrierte Gestaltung des Siedlungsbildes sind Maßgaben

notwendig, welche in den Festsetzungen der örtlichen Bauvorschriften angegeben

sind.

7.2 Die vorhandenen Straßen lassen nur bedingt ein Parken im öffentlichen Straßenraum

zu. Es müssen deshalb ausreichend Stellplätze vorgehalten werden, um den ruhenden

Verkehr auf den Baugrundstücken unterzubringen.

Weil beim betreuten Wohnen davon ausgegangen wird, dass nicht jeder Haushalt ein

Auto hat, kann die Stellplatzzahl geringer ausfallen als die Anzahl der Wohneinheiten.

Ein Stellplatzschlüssel legt fest, wieviel Stellplätze insgesamt erforderlich sind, indem

ein Faktor je Wohneinheit berechnet wird.

Zur Beschränkung der Bodenversiegelung sind die Stellplätze mit

wasserdurchlässigen Belägen zu befestigen.

7.3 Das Niederschlagswasser kann nur bedingt auf dem Baugrundstück zur Versickerung

gebracht werden. Zur Entlastung des Kanals werden die Stellplätze mit

Rasenfugenpflaster ausgebildet. Zusätzlich sollen die Flachdächer der Wohngebäude

teilweise begrünt werden. Das restliche Niederschlagswasser wird in einem

Leitungssystem gesammelt und in den bestehenden Kanal in der Straße eingeleitet.

7.4 Als Dachform wird das Flachdach festgesetzt, um dem Quartier ein einheitliches

Erscheinungsbild zu geben. Sie ergibt sich aus der kubischen und gestaffelten

Formensprache der einzelnen Häuser und trägt zur wirtschaftlichen Umsetzung des

Projektes bei.
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8. Immissionen / Emissionen

Zwischen dem Plangebiet und der B 32 befindet sich eine Tankstelle.

Für das geplante Wohngebiet gelten folgende Immissionsrichtwerte von 55 dB(A) tags

und 40 dB(A) nachts. Laut der schalltechnischen Untersuchung von Wolfgang Sorge

Ingenieurbüro für Bauphysik vom 01.04.2021 werden die Werte teilweise nicht

eingehalten. Für den Lärmschutz an den Fassaden der geplanten Gebäude, an denen

die Außenlärmpegel überschritten sind, sind schallschutztechnische Maßnahmen in

Form von „Hamburger Fenster“ für gesunde Wohnverhältnisse vorgesehen. Andere

Maßnahmen sind ebenso möglich, um das Ziel des Lärmschutzes von

Aufenthaltsräumen zu erreichen.

9. Flächenverteilung

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst eine Fläche von ca. 1,3 ha als

Allgemeines Wohngebiet (WA). Davon sind 4352 m² bebaut. Befestigte Flächen mit

3786 m² umfassen Stellplätze, Zuwegungen, Zufahrten, Fahrradstellplätze und

Abfallstandplätze. Die Grünflächen sind im Vorhaben- und Erschließungsplan

dargestellt und umfassen ca. 4900 m².

10. Maßnahmen zur Verwirklichung

10.1 Bodenordnung

Die Grundstücksflächen befinden sich im Besitz der Vorhabensträgerin Frankonia

Sigmaringen GmbH.

10.2 Verkehrserschließung

Die Erschließung des neuen Baugebiets erfolgt über die Anton-Günther-Straße.
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11. Wesentliche Auswirkungen, Ausgleichsmaßnahmen

Die überschlägige Prüfung der möglichen Auswirkungen auf die Schutzgüter hat

ergeben, dass keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Um

Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG zu vermeiden, sind die Gehölzstrukturen auf

Flurstück 1804/55, wie im Vorhaben- und Erschließungsplan dargestellt, zu erhalten

und bezüglich der Fledermäuse eine zweite Begehung durchzuführen oder den

Abbruch der Gebäude in der Zeit zwischen Mitte September und Ende November

durchzuführen.
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II. Planungsrechtliche Festsetzungen
zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan
"Anton-Günther-Straße / B 32, 1. Änderung"

A. Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch (BauGB)

in der Fassung vom 03.11.2017 (BGBL I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 des

Gesetzes vom 08.08.2020 (BGBL. I S. 1728)

Baunutzungsverordnung 1990 (BauNVO)

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung -

BauNVO) in der Neufassung vom 21.11.2017 (BGBl. I Nr. 75 S. 3786)

Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO)

in der Fassung vom 24.07.2000 (GBl. S. 582, bereinigt S. 698), zuletzt geändert durch

Artikel 2 des Gesetzes vom 02.12.2020 (GBl. S. 1095, 1098)

Planzeichenverordnung (PlanzV)

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts

(Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S.

58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBL I S. 1057)
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B. Textliche Festsetzungen werden in Ergänzung der Planzeichnung wie folgt festgesetzt:

Planungsrechtliche Festsetzungen

1. Art der baulichen Nutzung § 9 (1) 1 BauGB

Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)

Die Ausnahmen gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 3 bis 5 BauNVO „Anlagen für Verwaltungen

Gartenbaubetriebe und Tankstellen“ sind nicht Bestandteile des Bebauungsplanes, also

auch nicht ausnahmsweise zulässig (gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO).

Alle anderen zulässigen oder ausnahmsweise zulässigen Nutzungen, die nicht Wohnen

sind, sind in jeder Hauseinheit nur untergeordnet gegenüber der Hauptnutzung ‚Wohnen‘

zulässig.

Im Gebäude Haus 5 müssen gemäß § 9 (1) 7 BauGB mindestens 14 Wohnungen aus

Mitteln der sozialen Wohnraumförderung finanziert werden. Dies entspricht 2 von 3

Vollgeschossen. Der Stellplatzschlüssel der örtlichen Bauvorschriften Nr. 2.1

„gefördertes Wohnen“ muss eingehalten werden.

Für die Gebäude Haus 1 bis Haus 4 gilt, dass gemäß § 9 (1) 8 BauGB nur Wohnungen

mit Betreuungsoption für Senioren und ähnlich hilfsbedürftige Menschen zugelassen

sind. Ausnahmsweise zugelassen sind Wohnungen ohne Betreuungsoption, sofern

diese weniger als 50 % der Wohnungen eines Hauses ausmachen. Diese Ausnahme

setzt voraus, dass die Zahlenwerte aus dem Stellplatzschlüssel der örtlichen

Bauvorschriften Nr. 2.1 „gefördertes Wohnen“ eingehalten werden.

2. Maß der baulichen Nutzung § 9 (1) 1 BauGB

 Die Grundflächenzahl 1 (§ 16 (2) Ziff. 1 und § 19 BauNVO) für die Wohngebäude wird

mit einer GRZ1 von 0,4 festgesetzt.

 Überschreitungen mit Stellplätzen und Garagen als Nebenanlagen nach §14 BauNVO

sind bis zu einer Grundflächenzahl 2 (GRZ2) von 0,7 zulässig.
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 Geschossflächenzahl (§ 16 (2) Ziff. 2 und § 20 BauNVO): 1,2 GFZ

 Zahl der Vollgeschosse (§ 16 (2) Ziff. 3 und § 20 BauNVO) als Höchstmaß: III

3. Überbaubare Grundstücksflächen § 9 (1) 2 BauGB und § 23 (3) BauNVO

 Gebäude sind innerhalb der Baugrenzen zulässig.

In den nicht überbaubaren Flächen sind zulässig:

 - Stellplätze und Feuerwehraufstellflächen

 - Nebenanlagen i.S. v. § 14 (1) + (2) BauNVO

4. Nicht überbaubare Grundstücksflächen § 9 (1) 10 BauGB

 Im 12m Anbauverbotsstreifen zur L277 sind Hochbauten und bauliche Anlagen gemäß

§ 22 StrG BW nicht zulässig.

Garagen und überdachte Stellplätze sind in allen nicht überbaubaren Grundstücksflächen

unzulässig.

In den Sichtdreiecken bei den Parkplatzausfahrten und der Ausfahrt der Anlieferer sind

Hindernisse (Zäune, Hecken, Sichtschutz etc.) von mehr als 80 cm Höhe nicht zulässig.

5. Bauliche Vorkehrungen zum Schallschutz § 9 (1) 24 BauGB

In den gekennzeichneten Bereichen mit passiven Schallschutzmaßnahmen an

Fassaden sind für Außenbauteile von schutzbedürftigen Räumen die Anforderungen der

Luftschalldämmung nach DIN 4109-1:2016-07 einzuhalten (Anlage Nr. 14,

„Schallschutz, zeichnerische Darstellung“).
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Sofern zum Zeitpunkt der Baueingabe eine neuere Fassung der DIN 4109-1 baurechtlich

eingeführt ist, sind die Anforderungen an die Luftschalldämmung nach diesen Maßgaben

zu ermitteln.

Hierzu sind bei entsprechenden Räumen sogenannte „Hamburger Fenster“ einzubauen.

Von den Festsetzungen zum passiven Schallschutz können Ausnahmen gewährt werden,

soweit dem Schallschutz nachweislich in anderer, gleichwertiger Weise Rechnung getragen

wird. So können alternativ durch Festverglasungen, Prallscheiben oder Schiebefenster und

verglaste Balkone die Schallschutzziele erreicht werden.

Bei Festverglasung für Schlafräume ist durch den Einbau von fensterunabhängigen

schallgedämmten Lüftungseinrichtungen bzw. einer zentralen Lüftungsanlage für eine

ausreichende Belüftung zu sorgen.

6. Anpflanzungen von Bäumen § 9 (1) 25a BauGB

Gemäß dem Eintrag im Vorhaben- und Erschließungsplan sind an den eingezeichneten

Stellen mittelgroße Laubbäume zu pflanzen. Für die Auswahl der Baumarten ist auf

standortgerechte, einheimische Laubbäume zurückzugreifen, wie z. B. Feldahorn,

Hainbuche und Vogelkirsche. Nicht einheimische Bäume, wie z. B. Ginkgo, dürfen auf

den Quartiersplätzen zu deren Akzentuierung ausnahmsweise bis zu einem Anteil von

20 % der gesamt zu pflanzenden Bäume verwendet werden. Eine Abweichung der

Pflanzstandorte von den im Plan dargestellten Standorten ist bis auf +/- 5,0 m zulässig.

Als Pflanzqualität wird ein Stammumfang (STU) von mindestens 14 - 16 cm festgelegt.

Falls Befestigungen im Trauf- und Wurzelbereich erforderlich sind, sind die Wurzeln

durch Wurzelbrücken vor Druck und Beschädigung zu sichern und die Fläche

wasserdurchlässig anzulegen. Es ist darauf zu achten, dass für die Baumpflanzungen

ein Wurzelraum von mindestens 12 m³ vorzusehen ist. Die Pflanzungen sind in der nach

der Baumaßnahme folgenden Vegetationsperiode anzulegen und dauerhaft zu pflegen

und zu erhalten.
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7. Zulässige Erdgeschossrohfußbodenhöhe und Gebäudehöhe § 9 (1) 1 BauGB

Die EFH (Erdgeschossrohfußbodenhöhe) ist dem Planeintrag im zeichnerischen Teil des

vorhabenbezogenen Bebauungsplans zu entnehmen.

Abweichungen gem. § 31 Abs. 1 BauGB von ± 0,20 m sind zulässig (§ 18 (2) BauNVO).

Die Gebäudehöhe wird von der EFH gemessen. Bei Abweichungen bleibt die Höhenangabe

des Planeintrags die Bezugshöhe.

Die maximale Gebäudehöhe beträgt bei dreigeschossiger Bauweise 9,80 m von der

Bezugshöhe bis Oberkante Attika.

Die maximale Gebäudehöhe beträgt bei dreigeschossiger Bauweise mit Staffelgeschoß

12,80 m von der Bezugshöhe bis Oberkante Attika.

Haustechnische Anlagen, die auf den Hausdächern installiert werden, können die

Attikahöhe um 1,0m überragen.

Weitere Ausnahmen können zugelassen werden, wenn sie technisch erforderlich sind und

das Ortsbild nicht beeinträchtigen.

8. Ausnahmen und Befreiungen § 31 BauGB

Von den Vorhabenplänen kann hinsichtlich der Gebäudeplanung (wie

Grundrissaufteilung, Fassadengliederung oder andere städtebaulich untergeordnete

Details) im Einvernehmen mit der Bauverwaltung abgewichen werden, sofern die

bauordnungs- und bauplanungsrechtlichen Anforderungen erfüllt bleiben.

Abweichungen bei der Flächenaufteilung der Außenanlagen auf Grund von

Anforderungen anderer gesetzlicher Bedingungen sind im Einvernehmen mit der

Bauverwaltung zulässig.
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9. Maßnahmen zum Schutz von Natur und Landschaft § 9 (1) 20 BauGB

An den neu zu errichtenden Gebäuden sind folgende Nisthilfen anzubringen:

- Nistkästen für Schwalben, 5 Stück auf die Ostseite vom Pflegeheim, laut
Planeintrag (Vorhaben- und Erschließungsplan, Anlage Nr. 2)

- Fledermausbretter, 5 Stück, an die Nordseite von Haus 1 (2 Stück), Haus 3
(1 Stück) und 2 Stück auf der Ostseite des Pflegeheims, laut Planeintrag
(Vorhaben- und Erschließungsplan, Anlage Nr. 2)

Zur Reduzierung des Vogelschlagrisikos sind auf der Ostseite des Pflegeheims im

Erdgeschoss auf Fenstern mit einer Glasfläche > 2 x 2 m (Anlage 12A) spezielle Folien

(Anlage 12B) aufzutragen.

Zum Schutz potenziell vorkommender Fledermäuse ist vor Abbruch der

Bestandsgebäude eine erneute Kontrolle durch einen Gutachter durchzuführen, um den

Verbotstatbestand nach §44 BNatSchG auszuschließen.
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III. Satzung über örtliche Bauvorschriften gemäß § 74 LBO
zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan
"Anton-Günther-Straße / B 32, 1. Änderung"

A. Rechtsgrundlagen

Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 05.03.2010 (GBl. Nr. 7, S. 358), zuletzt

geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18.07.2019 (GBl. Nr. 16, S. 313), m. W. vom

01.08.2019

Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO)

in der Fassung vom 24.07.2000 (GBl. S. 582, bereinigt S. 698), zuletzt geändert durch

Artikel 2 des Gesetzes vom 02.12.2020 (GBl. S. 1095, 1098)

Planzeichenverordnung (PlanzV)

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts

(Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S.

58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBL I S. 1057)

B. Textliche Bauvorschriften werden in Ergänzung der Planzeichnung wie folgt festgesetzt:
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Örtliche Bauvorschriften § 74 LBO

Gemäß § 74 LBO werden folgende örtliche Bauvorschriften erlassen:

1. Zur Durchführung baugestalterischer Absichten § 74 (1) Ziff. 1-7 LBO

1.1 Anforderungen an die äußere Gestaltung baulicher Anlagen

1.1.1 Dachform

Es sind nur Gebäude mit Flachdach zugelassen

1.1.2 Die maximal zulässigen Höhen der Gebäude sind bei Flachdächern über die Angaben

zur Höhe der Oberkante Attika (Attikahöhe AH) geregelt.

1.2 Gestaltung der Fassaden

Für die Fassadengestaltung der jeweiligen Gebäude sind warme Farbtöne aus dem

Spektrum "Ocker, Sand, Hellgrau und Warmweiß“ in Anlehnung an die im Vorhaben-

und Erschließungsplan dargestellten Ansichten zu verwenden. Die Sockel sind

farblich dunkler abzusetzen und die Eingänge mit einer Akzentfarbe zu versehen.

1.3 Einfriedigungen § 74 (1) 3 LBO

Lebende Einfriedungen entlang der straßenseitigen Grundstücksgrenze dürfen nicht

in die öffentlichen Verkehrsflächen (Gehweg, Straße) hineinragen. Ein

entsprechender Pflanzabstand ist bei der Pflanzung zu berücksichtigen. Entlang der

öffentlichen Verkehrsflächen darf die maximal zulässige Höhe von baulichen

Einfriedungen 1,0 m betragen. Hecken sind entlang von öffentlichen Verkehrsflächen

bis zu 1,5 m Höhe zulässig.

Die Sichtfelder bei Ein- und Ausfahrten sind zu berücksichtigen (s. Festsetzung II. 4).
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2. Aus Gründen des Verkehrs und aus städtebaulichen Gründen § 74 (2) Ziff.
1-6 LBO

2.1  Stellplätze § 37 und § 74 (2) Ziff. 1 LBO

Für die betreuten Wohnungen (Haus 1 bis 4) ist ein Stellplatzschlüssel von 0,7 je

Wohneinheit anzuwenden.

Für das Pflegeheim ist ein Stellplatzschlüssel von 1,0 je 6 Betten anzuwenden.

Für das geförderte Wohnen ist ein Stellplatzschlüssel von 1,0 je Wohneinheit bis 50

qm und von 1,5 je Wohneinheit über 50 qm vorzusehen.

Die Stellplatzzahl ist bei nicht-ganzzahligen Werten aufzurunden.

Die Stellplätze sind mit Rasenfugenpflaster auszuführen.

3. Aus Gründen des Umweltschutzes § 74 (3) LBO

3.1 Dachflächenwasser

Die Flachdächer der Wohngebäude werden mindestens zu 50% begrünt.
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4.  Bestandteile der Örtlichen Bauvorschriften

Die örtlichen Bauvorschriften gelten zusammen mit dem vorhabenbezogenen

Bebauungsplan und dem Vorhaben- und Erschließungsplan mit dem darin

dargestellten Geltungsbereich vom 30.09.2021.

5.  Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig handelt, wer den örtlichen Bauvorschriften nach dieser Satzung

vorsätzlich oder fahrlässig zuwiderhandelt. Bei Zuwiderhandlungen gegen die

örtlichen Bauvorschriften gelten die Bestimmungen des § 75 LBO.

Ordnungswidrig handelt, wer den örtlichen Bauvorschriften nach dieser Satzung

vorsätzlich oder fahrlässig zuwiderhandelt. Bei Zuwiderhandlungen gegen die

örtlichen Bauvorschriften gelten die Bestimmungen des § 75 LBO.

6.  Inkrafttreten

Die örtlichen Bauvorschriften treten mit der öffentlichen Bekanntmachung des

Satzungsbeschlusses über den Bebauungsplan nach § 10 Abs. 3 BauGB i. V. mit §

74 Abs. 7 LBO in Kraft.
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IV. Hinweise
zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan
"Anton-Günther-Straße / B 32, 1. Änderung"

1. Altlasten

Innerhalb des Geltungsbereichs befindet sich die Altlastfläche „AS Werkzeug- und

Maschinenfabrik, Anton-Günther-Str. 3 - 5“.

Wird bei Baumaßnahmen auf Müllablagerungen gestoßen oder werden Verun-

reinigungen des Baukörpers bzw. des Bodens (z.B. unnatürlicher Geruch, Verfärbung)

festgestellt, ist umgehend das Landratsamt Sigmaringen - Fachbereich Umwelt - zu

verständigen.

2. Schadlose Versickerung

Für die Beseitigung von Niederschlagswasser von befestigten und unbefestigten

Flächen ist der § 55 (2) des Wasserhaushaltsgesetzes (Handhabung von

Niederschlagswasser) sowie der § 46 des Wassergesetzes für Baden-Württemberg

(Abwasserbeseitigungspflicht) zu beachten.

Im durchgeführten Baugrundgutachten wurde festgestellt, dass eine Versickerung nicht

möglich ist. Um die anfallende Niederschlagsmenge zu reduzieren sind Stellplätze mit

Rasenfugenpflaster und Flachdächer teilweise zu begrünen. Das übrige anfallende

Niederschlagswasser wird in einem Leitungssystem gesammelt und in den bestehenden

Kanal in der Straße eingeleitet.
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3. Grundwasserschutz

Das Plangebiet befindet sich außerhalb der rechtskräftig festgesetzten

Wasserschutzgebiete.

Für die Lagerung und den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen nach § 62 WHG

(z. B. Heizöl, Diesel etc.) ist die Verordnung über Anlagen zum Umgang mit

wassergefährdenden Stoffen -AwSV- vom 18.04.2017 in der jeweils gültigen Fassung

zu beachten.

Sollte Grundwasser angetroffen werden, ist sofort der Fachbereich Umwelt und

Arbeitsschutz zu benachrichtigen. Einer dauerhaften Grundwasserabsenkung kann nicht

zugestimmt werden.

4. Bodenschutz

Das Merkblatt des Landratsamtes Sigmaringen, Bodenschutz bei Bauarbeiten, Stand

Oktober 2009, ist zu beachten.

Bei der Erschließung und den einzelnen Bauvorhaben ist das Merkblatt des Landkreises

Sigmaringen „Bodenschutz bei Bauarbeiten“ sowie die DIN 19731 „Verwertung von

Bodenmaterial“ zu beachten. Sollte bei den Bauvorhaben anfallender Bodenaushub für

Auffüllungen im Außenbereich vorgesehen sein, ist das Merkblatt

„Erdauffüllungen/Erdaufschüttungen im Außenbereich“ zu beachten.

Der vor den Baumaßnahmen abgeschobene Oberboden wird gemäß dem "Leitfaden zur

Erhaltung fruchtbaren und rekultivierfähigen Bodens bei Flächeninanspruchnahmen",

Heft 10 der Reihe "Luft, Boden, Abfall", herausgegeben vom Umweltministerium Baden-

Württemberg, während der Bauzeit auf einer begrünten Oberbodenmiete gelagert und

nach Fertigstellung der Gebäude auf die Außenbereiche der Baugrundstücke

aufgetragen.

Auf das Merkblatt „Bodenschutz bei Bauarbeiten“ des Landkreises Sigmaringen vom

09.01.2018 und auf DIN 19731 „Verwertung von Bodenmaterial“ wird hingewiesen.
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5. Abfallbeseitigung

Anfallende Bauabfälle, Bauschutt und Abbruchmaterial müssen getrennt gesammelt und

einer Verwertung zugeführt, bzw. als Abfall entsorgt werden. Leere Behälter und Reste

sind ordnungsgemäß zu entsorgen.

Bei der Verwertung von mineralischen Reststoffen sind die Anforderungen der

Verwaltungsvorschrift des Umweltministeriums für die Verwertung von als Abfall

eingestuftem Bodenmaterial vom 14.03.2007 zu beachten. Die nach

Verwaltungsvorschrift durchgeführten Untersuchungsbefunde sind dem Fachbereich

Umwelt und Arbeitsschutz des Landratsamtes Sigmaringen vorzulegen. Die vorläufigen

Hinweise zum Einsatz von Baustoffrecyclingmaterial des damaligen Ministeriums für

Umwelt und Verkehr Baden-Württemberg vom 13.04.2004 sind einzuhalten

Bei der Verwertung von humosem Bodenmaterial in der durchwurzelbaren Bodenschicht

oder als Oberboden ist die Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV)

anzuwenden.

6. Immissionsschutz

Der Einbau und Betrieb von Wärmepumpen, Mini-Blockkraftwerken und Klimaanlagen

führte in der Vergangenheit anderenorts bereits zu Konflikten in der Nachbarschaft.

Bei der Planung sowie bei der Installation und Betrieb von Klimageräten,

Lüftungsgeräten, Luft-Wärme-Pumpen und Mini-Blockheizkraftwerken ist der „Leitfaden

für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten (Klimageräte,

Lüftungsgeräte, Luft-Wärme-Pumpen und Mini-Blockheizkraftwerke)“ von der Bund-

/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz (LAI) zu beachten.

Der Leitfaden ist unter folgendem Link abrufbar:

https://www.lai-immissionsschutz.de/Aktuelles.html?newsID=93
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7. Archäologische Fundstellen

Sollten im Zuge von Erdarbeiten archäologische Fundstellen (z.B. Mauern, Gruben,

Brandschichten o.ä.) angeschnitten oder Funde gemacht werden (z.B. Scherben,

Metallteile, Knochen), ist das Landesdenkmalamt, gem. § 20 DSchG

(Denkmalschutzgesetz), unverzüglich zu benachrichtigen.

8. Löschwasserversorgung

 Die Löschwasserversorgung kann aus dem öffentlichen Wassernetz sichergestellt

werden.

9. Anbauverbot L277

Im nicht überbaubaren Grundstücksstreifen zwischen den Baugrenzen und dem

Fahrbahnrand der L 277 sind Werbeanlagen nicht zulässig.

Genehmigungsfreie Anlagen nach LBO bedürfen in diesem Bereich der Genehmigung der

Straßenbauverwaltung.

10. Gartenanlagen/Grünflächen

Nach LBO § 9 Abs. 1 müssen die nichtüberbauten Flächen der bebauten Grundstücke

Grünflächen sein, soweit diese Flächen nicht für eine andere zulässige Verwendung

benötigt werden. Ist eine Begrünung oder Bepflanzung der Grundstücke nicht oder nur sehr

eingeschränkt möglich, so sind die baulichen Anlagen zu begrünen, soweit ihre

Beschaffenheit, Konstruktion und Gestaltung es zulassen und die Maßnahme wirtschaftlich

zumutbar ist. Zusätzlich ist nach Naturschutzgesetz § 21a darauf hinzuwirken, dass

Gartenanlagen insektenfreundlich gestaltet werden und Gartenflächen vorwiegend begrünt

werden. Schotterungen zur Gestaltung von privaten Gärten sind grundsätzlich keine andere

zulässige Verwendung im Sinne des § 9 Absatz 1 Satz 1 LBO. Gartenflächen sollen ferner

wasseraufnahmefähig belassen oder hergestellt werden.
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11. Rodung von Gehölzen außerhalb der Vogelbrutzeit
Die Rodung von Gehölzen ist außerhalb der Vogelbrutzeit, also vom 01.Oktober bis zum

28./29.Februar, auszuführen. In Ausnahmefällen kann von der vorgegebenen Frist

abgewichen werden, wenn durch fachkundige Begutachtung sichergestellt wird, dass kein

Gelege von den Arbeiten betroffen ist. (gemäß §§ 39 und 44 BNatSchG, Artenschutz)

Aufgestellt: Ehingen, den 30.09.2021

Ingenieurbüro Karcher GmbH
Hauptstraße 25
89584 Ehingen
Tel. 07391/7770-0, Fax 7770-40
E-Mail: info@ingenieurbuero-karcher.de


